Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2481 


des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Kosten der Zwangsvollstreckung nach 
der Reichsabgabenordnung (AOVKG) 

— Drucksache 2185 — 


A. Bericht des Abgeordneten Seuffert 


Der Gesetzentwurf wurde in der 133. Voliver- | 
Sammlung am 17. November 1960 an den Finanz- 
ausschuß federführend und an den Rechtsausschuß 
mitberatend überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat die Vorlage in seinen i 
Sitzungen am 18. Januar und 9. Februar 1961 bera- 
ten. Er begrüßt die mit dem Gesetzentwurf ange- 
strebte Wiederherstellung der Rechtseinheit auf 
dem Gebiet der Kosten bei der Zwangsvollstrek- i 
kung nach der Reichsabgabenordnung innerhalb des | 
Bundesgebiets und die Vereinheitlichung des j 
Kostenrechts der Justiz- und der Finanzverwaltung. 
Diese Vereinheitlichung wird durch eine Angiei- 
chung der Kostenbestimmungen der Finanzverwal- 
tung an die Vorschriften der Justizbeitreibungsord- 
nung, des Gerichtskostengesetzes und des Gesetzes 
über die Kosten der Gerichtsvollzieher erreicht, wo- 
bei zugunsten der Vollstreckungsschuldner und im 


Hinblick auf diu Sonderbedürfnisse des Vollstrek- 
kungsverfahrens nach der Reichsabgabenordnung 
einige kleinere Abweichungen von Regelungen der 
Justizkostengesetze zweckmäßig sind. 

Der Finanzausschuß hat ebenso wie der Rechts- 
ausschuß grundsätzlich die Regierungsvorlage ge- 
billigt; er schlägt jedoch zur Klarstellung Ergänzun- 
gen in den §§ 3, 5, 15 und 16 vor. Als einzige mate- 
rielle Änderung der Vorlage empfiehlt er, in § 8 
Abs. 1 Nr. 2 die Postgebühren zu streichen, da aus 
Vereinfachungsgründen auf die Erhebung von Post- 
gebühren verzichtet werden sollte, zumal Postge- 
bühren nicht in allen Kostengesetzen erstattungs- 
pflichtig sind. 

Ich darf dem Hohen Hause die Annahme des Ge- 
setzentwurfs in der vom Finanzausschuß vorge- 
schlagenen Fassung empfehlen. 


Bonn, den 10. Februar 1961 


Seuifert 

Berichterstatter 


Ausschiißantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurt — Drucksache 2185 — mit der 

Maßgabe, daß 

1. in § 3 Abs. 4 hinter dem Wort „Anlagen" die 
Worte „1 und 2" eingefügt werden, 

2. in § 5 Abs. 3 Satz 2 hinter dem Wort „Anlage" 
die Zahl „3" eingefügt wird, 

3. in § 8 Abs. 1 in Nr. 2 die Worte „Post- und" ge- 
strichen werden, 

4. in § 15 hinter den Worten „§ 12 Abs. 1" die 
Worte „und des § 13 Abs. 1" eingefügt werden, 

5. in § 16 Abs. 1 das Datum „1. Juli 1961" einge- 
fügt wird, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 9. Februar 1961 


Der Finanzausschuß 


Neuburger 

Vorsitzender 


Seuffert 

Berichterstatter 
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